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15. März 2012 
Offener Brief 
 
Sehr geehrtes Mitglied des Bundestages, 
 
seit Monaten steht Ungarn im Brennpunkt der öffentlichen Berichterstattung. Unserer Mei-
nung nach ist vieles von dem, was zu hören und zu lesen ist, unrichtig, übertrieben und oft 
polemisch. Aus Interesse an einer sachlichen Diskussion und aus Protest gegen eine große 
Zahl von Fehlinformationen in den Medien, besonders in Deutschland, schicken wir Ihnen 
den offenen Brief des Bundes Ungarischer Organisationen in Deutschland an unsere Freun-
de und Mitbürger. 
 
Wir wenden uns mit unserem Anliegen an Sie, weil wir hoffen, dass Sie uns, die wir ein wich-
tiges Sprachrohr der in Deutschland lebenden Ungarn und der Deutschen mit ungarischen 
Wurzeln sind, die Möglichkeit geben, unseren Standpunkt darzulegen. Wir denken, dass Sie 
und unsere Mitbürger das Recht haben, auch die Stimme der hier lebenden Ungarn in dieser 
Angelegenheit zu vernehmen, um sich ein besseres Bild machen zu können. 
 
Die ungarische Volksgruppe, die mehr als 120.000 Menschen zählt, ist in Deutschland bes-
tens integriert. Ihre Mitglieder sind in Deutschland zu Hause, leben hier sehr gerne und stel-
len gleichzeitig loyale und wertvolle Bürger des deutschen Gemeinwesens dar. Die Bewah-
rung der ungarischen Sprache und Kultur sowie die Pflege der persönlichen Beziehungen zu 
den Menschen im Karpatenbecken ist jedoch ein wichtiges Anliegen. Dabei leitet uns die 
Überzeugung, dass wir damit zur Entwicklung der deutschen und der ungarischen Gesell-
schaft einen wertvollen Beitrag leisten. 
 
 
Mit bestem Dank und freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Dr. Ákos Barcsay      Dr. Kornél Klement 
Vorstandsmitglied      Vorsitzender  

Dr. Kornél Klement  
Vorsitzender 
Ringstr.16 
63128 Dietzenbach 
 
Dr. Ákos Barcsay 
Vorstandsmitglied 
Löwenstr. 34 
63067 Offenbach 

 

An die Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
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Offener Brief des Bundes Ungarischer Organisationen in Deutschland (BUOD)  
 

Liebe Mitbürger, liebe Freunde, 
seit geraumer Zeit erleben wir, in Deutschland lebende Ungarn und deutsche Staatsbürger ungari-
scher Herkunft, eine gegen Ungarn und seine Regierung gerichtete Medienberichterstattung von 
bisher ungekanntem Ausmaß. Auch werden wir häufig von besorgten Mitbürgern angesprochen, 
die in Anbetracht der Flut meist einseitiger Meldungen und Kommentare verständlicherweise ver-
unsichert sind. Immer wieder müssen wir feststellen, dass sachliche Kritik in diesem Zusammen-
hang leider eine Seltenheit ist. Stattdessen wird durch diffuse Verdächtigungen und Unterstellun-
gen ein Klima des Misstrauens geschaffen. Tatsachen spielen hierbei eine untergeordnete Rolle. 
Völlig unzutreffende Schlagworte, Verallgemeinerungen, der Rassismusverdacht und an den Haa-
ren herbeigezogene historische und aktuell politische Vergleiche werden bemüht, um die mit 
überwältigender Mehrheit demokratisch gewählte bürgerlich-christliche ungarische Regierung und 
auch den größten Teil der ungarischen Wähler in die rechtsradikale, totalitäre Ecke zu rücken. 
Dies offenbart nicht nur eine völlige Unkenntnis des ungarischen Parteienspektrums, es ist auch 
zutiefst beleidigend, wenn man dem Freund und Bündnispartner, die demokratische Gesinnung 
abspricht und nicht glauben möchte, dass für ihn die europäische Werteordnung zur fundamenta-
len Grundüberzeugung gehört.  
In einer aufgeheizten Atmosphäre ist konstruktive Kritik mehr denn je gefragt, das verlangt aber 
eine präzise Informationsbeschaffung, denn viele Fakten, die wir täglich lesen und hören müssen, 
sind schlichtweg falsch oder schon an Peinlichkeit grenzend bösartig verdreht. Ungarn ist eine 
lebendige Demokratie, in der Regierung und Opposition in der Innenpolitik temperamentvoll, 
durchaus mit harten Bandagen spielen und laut streiten, was sich - trotz aller gegenteiligen Be-
hauptungen - auch in den dortigen Medien voll widerspiegelt.  
Indem die ungarische Politik ständigen Verurteilungen und Diffamierungen ausgesetzt wird, ent-
steht ein unausgewogenes, verzerrtes Bild, das auch die internationale Politik beeinflusst. Wenn 
jetzt die EU gegenüber Ungarn und seiner pro-europäisch gemäßigten Regierung Härte zeigen 
will, erreicht sie genau das Gegenteil: Sie stärkt dadurch den antieuropäischen rechten Rand in 
Ungarn.  
Ungarn befindet sich immer noch im Umbruch. Es sucht nach vierzig Jahren kommunistischer Dik-
tatur seinen Weg, mit der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft umzugehen. Selbstverständlich 
werden dabei auch Fehler gemacht, aber der Wille in einem vereinten Europa eine aktive, selbst-
bewusste Rolle zu spielen und dabei auch seine eigenen Interessen zu vertreten, darf nicht mit 
Nationalismus gleichgesetzt werden. Es darf nicht mit zweierlei Maß gemessen werden: Was 
Frankreich, Großbritannien und die anderen EU-Staaten dürfen, soll auch Ungarn zugestanden 
werden.  
Wir bitten daher unsere Freunde und Mitbürger, die Entwicklung in Ungarn mit Augenmaß und 
gleichzeitig kritisch zu begleiten, aber ebenso Distanz zu der ganz offensichtlich überzogenen und 
verletzenden Polemik zu wahren, mit der wir alle in der letzten Zeit geradezu überschüttet werden. 
Ungarn ist und bleibt ein offenes und freiheitsliebendes Land. Wir Ungarn in Deutschland bzw. 
Deutsche mit ungarischen Wurzeln fordern eine Versachlichung der Diskussion als Voraussetzung 
für eine fundierte und dauerhafte Beziehung. Nur so können wir der langjährigen deutsch-
ungarischen Freundschaft gerecht werden. 
Mit besten Grüßen 
Der Vorstand des Bundes Ungarischer Organisationen in Deutschland (BUOD), 22. Februar. 2012 



Aktuelles / Bundestag aktuell 
22.03.2012 
 
Dr. Johann David Wadephul CDU-CSU 
 
Die europäischen Institutionen sollten einschreiten, wenn es nötig ist 
Rede zu Grundwerten und Grundrechten in Ungarn 
 
 
16.b) Beratung BeschlEmpf u Ber (21.A) 
 
zum Antrag SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Das ungarische Mediengesetz - Europäische Grundwerte und Grundrechte verteidigen 
 
- Drs 17/4429, 17/8710 - 
 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ihre Einleitung, Herr Kollege Roth, hat 
gezeigt, dass Sie in einer Rechtfertigungssituation sind. Sie haben sich selber in diese Sackgasse 
hineingeritten, und wir werden Ihnen nicht heraushelfen. Es ist vollkommen klar, dass wir in Europa uns 
unter Freunden bewusst sind, was wir miteinander gemeinsam haben. Mit den Ungarn haben wir 
Deutsche sehr viel gemeinsam. An allererster Stelle sind wir ihnen für das dankbar, was sie 1989 
geschafft haben. Sie haben den Eisernen Vorhang durchschnitten und eine entscheidende 
Voraussetzung dafür geschaffen, dass der Eiserne Vorhang fallen konnte und dass Deutsche von 
Deutschland Ost nach Deutschland West kommen konnten. Dafür sind wir den Ungarn nach wie vor 
dankbar. 
 
(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Wir auch!) 
 
In diesem Geiste sollten wir die Diskussion hier miteinander führen. 
 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – -Stefan Liebich [DIE LINKE]: Das rechtfertigt doch nicht alles! – 
Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Machen wir ja auch, Herr Wadephul!) 
 
Das schließt nicht aus, dass insbesondere dazu berufene Organisationen auf europäischer Ebene auch 
die Mitgliedstaaten kritisch beurteilen, wie das gang und gäbe in der Europäischen Union ist, wie das 
jetzt auch die EU-Kommission gegenüber Ungarn mit einigen Vertragsverletzungsverfahren, die sie 
angekündigt hat, gemacht hat und wie wir alle das erleben können. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
das schon erlebt. Ich hoffe nicht, dass es bei der Vorratsdatenspeicherung dazu kommt. Wir 
unternehmen Anstrengungen, damit es nicht geschieht. Das ist ganz normal. Dass sich alle 
Mitgliedstaaten immer wieder an den europäischen Werten messen lassen müssen und dass man 
darauf aufmerksam macht, ist klar. Dass auch die Venedig-Kommission Punkte in Ungarn kritisiert hat, 
ist auch vollkommen klar. Als Mitglied der Parlamentarischen Versammlung des Europarates freue ich 
mich darüber. Auch das ist eine Institution, die dazu da ist, so etwas zu kritisieren und Punkte 
anzusprechen. 
 
Wofür wir hier im Deutschen Bundestag aber nicht da sind – das ist der Fehler, den die Opposition hier 
macht, Herr Kollege Roth –, ist: Wir sind nicht die bessere ungarische Opposition. Das ist nicht unsere 
Aufgabe. Wir machen hier nicht ungarische Innenpolitik und verteilen, wie Sie es gerade gemacht 
haben, Zensuren dafür, was Herr Orban jetzt gerade richtig oder falsch macht. 
 
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP) 
 
Ich will Ihnen etwas vorhalten. Wir haben heute ein Schreiben des Bundes Ungarischer 
Organisationen in Deutschland, der mehr als 120 000 Mitglieder hat, bekommen. 
 
(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Können Sie uns das vielleicht zuleiten, Herr 
Wadephul? – Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: 120 000 Mitglieder, das gibt es gar nicht!) 
 
Darin werden wir ganz herzlich auf Folgendes aufmerksam gemacht – ich erlaube mir, mit Ihrer 



freundlichen Genehmigung, Frau Präsidentin, zu zitieren –: 
 
Völlig unzutreffende Schlagworte, Verallgemeinerungen, der Rassismusverdacht und an den 
Haaren herbeigezogene historische und aktuell politische Vergleiche werden bemüht, um die mit 
überwältigender Mehrheit demokratisch gewählte bürgerlich-christliche ungarische Regierung 
und auch den größten Teil der ungarischen Wähler in die rechtsradikale, totalitäre Ecke zu 
rücken. Dies offenbart nicht nur eine völlige Unkenntnis des ungarischen Parteienspektrums, es 
ist auch zutiefst beleidigend, wenn man dem Freund und Bündnispartner die demokratische 
Gesinnung abspricht und nicht glauben möchte, dass für ihn die europäische Werteordnung zur 
fundamentalen Grundüberzeugung gehört. 
 
Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollege Wadephul, gestatten Sie eine Frage oder Bemerkung des Kollegen Sarrazin? 
 
Dr. Johann Wadephul (CDU/CSU): 
Ja. 
 
Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Verehrter Kollege Wadephul, zunächst muss ich Ihnen leider mitteilen, dass 
dieser Brief uns bisher nicht erreicht hat. Es wäre sicherlich freundlich, wenn Sie ihn uns 
zustellen könnten. Es ist auch interessant, dass Sie hier die Botenrolle übernehmen, statt uns 
Ihre eigenen Formulierungen vorzutragen. 
 
Ich möchte Sie aber doch fragen, wie Sie vor dem Hintergrund Ihrer Ausführungen hinsichtlich der Rolle 
des Deutschen Bundestags als neuer Opposition die Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine 
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit der Drucksachennummer 17/8709 bewerten. Hier steht: 
 
Die Bundesregierung hat wiederholt ihrer Sorge über die innenpolitischen Entwicklungen in der -
Republik Ungarn Ausdruck verliehen, so zuletzt der Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Guido 
Westerwelle, … und der Sprecher der Bundesregierung 
 
usw. usf. 
 
(Beifall beim BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN, bei der SPD und der LINKEN) 
 
Ich fahre weiter unten fort: 
 
Die Bundesregierung begrüßt ausdrücklich, dass die Europäische Kommission erklärt hat, ihre Prüfung 
nicht auf gesetzestechnische Details zu beschränken, sondern die europäischen Grundwerte in diese 
Prüfung einzubeziehen. 
 
Ist damit die schwarz-gelbe Bundesregierung die bessere ungarische Opposition? 
 
(Beifall bei der SPD) 
 
Dr. Johann Wadephul (CDU/CSU): 
Nein, das ist sie nicht, lieber Herr Kollege Sarrazin. Ich werde Ihnen gerne diesen offenen Brief 
zur Verfügung stellen, der heute in meinem Büro eingegangen ist. Ich weiß nicht, wie der 
Verteiler aussah. Ich glaube, es ist sinnvoll, dass Sie einbezogen werden und davon auch 
Kenntnis nehmen; da stehen nämlich noch weitere interessante Dinge drin. 
 
(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Das ist eine absurde Einlassung!) 
 
Ich habe vorhin ganz klar gesagt – ich habe auch nichts von dem zurückzunehmen, was vorher von der 
Bundesregierung gesagt wurde –, dass natürlich Punkte angesprochen werden können. Aber in der Art 
und Weise, wie das mit Ihrem neuerlich vorgelegten Katalog passiert, in dem einzelne politische Projekte 
aus der ungarischen Innenpolitik dezidiert herausgegriffen werden, geht das nicht. Außerdem wollen Sie, 
dass sich der Deutschen Bundestag zu diesen einzelnen Punkten eine Meinung bildet, und versuchen, 
uns zu überreden, dem auch noch zuzustimmen. Das hieße ja, dass wir hier ungarische Innenpolitik 



betrieben. Dazu sind wir nicht da. Das lehne ich nach wie vor klar ab, lieber Herr Sarrazin. 
 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist Unsinn!) 
 
Ich bin vielmehr der Auffassung – um das fortzusetzen –, dass die Ungarn selber sehr gut in der Lage 
sind, ihre Sachen miteinander zu besprechen und zu klären und auch in den Institutionen einer Lösung 
zuzuführen. Was Sie verschwiegen haben – auch der Kollege Roth hat bedauerlicherweise vergessen, 
darauf einzugehen –, ist, dass das, was der vormalige Staatsminister des Auswärtigen Amtes Hoyer hier 
zum Mediengesetz angesprochen hat, mittlerweile durch eine Entscheidung des ungarischen 
Verfassungsgerichtes weitgehend erledigt ist; denn viele Regelungen, über die man in der Tat – das hat 
Herr Hoyer vollkommen zu Recht getan – kritisch denken und die man auch infrage stellen konnte, sind 
mittlerweile durch das ungarische Verfassungsgericht für unwirksam erklärt worden. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist wirklich nicht unsere Angelegenheit, uns in dieser Art 
und Weise einzumischen. Wir sollten vielmehr zur Kenntnis nehmen, was die Ungarn selber geschafft 
haben und -erreicht haben – und das ist gut so. 
 
Im Übrigen hat sich beispielsweise die im ungarischen Mediengesetz enthaltene Vorschrift der 
sogenannten Ausgewogenheit der Berichterstattung – das ist ja auch ein Punkt, den wir hier alle 
miteinander sehr kritisch gesehen haben – mittlerweile so ausgewirkt, dass auch die Regierungspartei 
darunter gelitten hat. Das öffentlich-rechtliche Fernsehen wurde im Juni 2011 von der Medienaufsicht zu 
einer Geldbuße verurteilt, weil in ihm die Meinung der Regierungspartei zu stark zur Geltung gekommen 
ist. Das ist also eine Angelegenheit, bei der durchaus Ausgewogenheit herrscht. 
 
Man kann die ungarische Mediengesetzgebung, die nicht unseren Wertvorstellungen hundertprozentig 
entspricht – das ist ja vollkommen klar – – 
 
(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die vom ungarischen Verfassungsgericht gekippt 
wurde!) 
 
– Sie müssen auch einmal darüber reden, was vorher in den ungarischen Medien los gewesen ist. 
Jeden Tag wurde Gewaltverherrlichung bis hin zur Pornografie in einem großen Ausmaß ausgestrahlt. 
 
(Stefan Liebich [DIE LINKE]: Das ist doch kein Grund!) 
 
– Herr Kollege, wir haben doch auch in Deutschland eine Medienaufsicht. 
 
(Stefan Liebich [DIE LINKE]: Zum Glück nicht so eine!) 
 
Wir bekennen uns doch bei aller Medienfreiheit auch in Deutschland dazu, dass nicht jedes Kleinkind 
schon Gewaltfilme und Pornografie im Vorabendprogramm sehen soll. Das gehört ebenfalls zu unserem 
Kulturgut. Gleiches muss doch auch in Ungarn möglich sein. 
 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – -Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt 
beleidigen Sie aber Ungarn und das Vorabendprogramm in Ungarn!) 
 
Herr Kollege Roth, Sie haben sich selber des Fehlers geziehen, dass Sie sich um Italien nicht schon 
früher gekümmert haben. Sie hätten sich aber – diese Einsicht habe ich bei Ihnen vermisst – schon 
früher um Ungarn kümmern müssen. Was ist nämlich in Ungarn los gewesen? In Ungarn hat eine 
sozialistische Regierung das Land in den Bankrott gewirtschaftet. 
 
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Da waren Sie gar nicht im 
Parlament!) 
 
– Ich sage Ihnen, dem europapolitischen Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, dass diese Regierung 
in Ungarn die EU-Kommission nach Strich und Faden belogen hat. Ich erinnere an die berühmte 
Balaton-Rede des früheren sozialistischen ungarischen Ministerpräsidenten. Darauf haben Sie im 
Deutschen Bundestag überhaupt nicht reagiert. Auf dem Auge waren Sie blind. 
 



(Dr. Eva Högl [SPD]: Was hat das mit dem Thema zu tun?) 
 
– Frau Kollegin, angesichts der Tatsache, dass man in der Vergangenheit nicht reagiert hat, kann man 
sich heute nicht als der große Ankläger hinstellen. Sie hätten schon früher einschreiten müssen. Jetzt 
sieht es sehr danach aus, dass Sie sich über das Wahlergebnis ärgern. 
 
(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Das eine ist konkrete Politik, und das andere sind Verfassungsrechte! Da 
gibt es Unterschiede!) 
 
Es hat eine klare Mehrheit für diese Regierung in Ungarn gegeben. Sie sollte sich an europäischen 
Werten orientieren. Die europäischen Institutionen sollten einschreiten, wenn es nötig ist. 
 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – -Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war ein 
Maulkorb für das Auswärtige Amt!) 
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